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Teil 5

Streit um den (fast) gleichen Wunsch
Ärzte-Forderung: Nur Mediziner sollen Gesellschaften gründen können

Wien – Die von Gesundheits-
ministerin Andrea Kdolsky
ursprünglich geplanten am-
bulanten Versorgungszentren,
die der Autonomie der Ärzte-
schaft teils entzogen und einer
Bundesbehörde unterstellt ge-
wesen wären, sind also vom
Tisch. Daher wollten Öster-
reichs Ärzte am 8. November
auch nur informieren, näm-
lich über „die Gefahr der Ver-
staatlichung unseres Gesund-
heitssystems“, wie es Ärzte-
kammerpräsident Walter Dor-
ner formuliert.

Dabei liegen die Wünsche
der Ministerin und der Ärzte
gar nicht so weit auseinander.
Auch die Kammer will, dass
sich Ärzte in Gesellschaften
mit beschränkter Haftung
(GmbH) zusammenschließen
können. Diese Möglichkeit
soll aber eben nur Ärzten vor-
behalten bleiben. Kranken-
häusern und privaten Unter-
nehmen soll dies, wie in den
AVZ geplant, verwehrt wer-
den. Denn dies würde, so die
Sorge der Ärzte, zu mehr
Konkurrenz führen. Offiziell
jedoch argumentiert die Stan-
desvertretung damit, dass

durch die von Kdolsky ange-
dachten Ärztegesellschaften
„der freie Zugang zur wohn-
ortnahen ärztlichen Versor-
gung auf dem ökonomischen
Altar der zentralen wirtschaft-
lichen und politischen Steue-
rung“ geopfert würde.

Die Angst, dass private In-
vestoren solche Ärzte-GmbHs
übernehmen könnten, sei aber
unbegründet, erklärt Julian
Hadschieff, Fachgruppenvor-
sitzender der privaten Kur-
und Krankenanstalten in der
Wirtschaftskammer und Ge-
schäftsführer der privaten Hu-
manomed-Gruppe, die Am-
bulatorien und Privatkliniken
betreibt: „Das lässt sich ja
durch den Gesellschafterver-
trag einer GmbH verhindern.
Da schreibt man einfach rein,
dass nur Ärzte Gesellschafter
werden dürfen. Außerdem
kann janiemand ineineGmbH
drängen, wenn die Gesell-
schafter das nicht wollen.“

Solche Lösungen gebe es
etwa bei vorbildgebenden In-
stituten seit langem. Die liefen
rechtlich als Krankenanstal-
ten, und das funktioniere seit
Jahr und Tag. Und außerdem:
„Was ist denn ein niedergelas-
sener Arzt anderes, als ein pri-
vater Unternehmer? Es ist so-
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gar der einzige pragmatisierte
Unternehmer, da er ja einen
unkündbaren Kassenvertrag
hat“, stellt Hadschieff fest.

Die Gründe, warum Ärzte
eine GmbH wollen, sind viel-
schichtig: Zum einen sind es
massive Steuervorteile – statt
etwa 50 Prozent Einkommens-
steuer als Einzelunternehmer
wie bisher fielen nur noch
etwa 30 Prozent Körper-
schaftssteuer an. Außerdem
hätten sie die Möglichkeit
der Vorsteuerabsetzbarkeit bei
größeren Investitionen – be-
sonders im Fachärztebereich
stellen Labor- und Medizin-
technik enorme Unterneh-
menswerte dar. Und schließ-
lich reduziert die GmbH die
Haftung, macht eine Übergabe
oder einen Verkauf der Praxis
einfacher.

„Keine Angst“
„Die Ärztekammer muss

deshalb keine Angst haben,
dass die Ärzte nicht mehr Mit-
glied in der Kammer sind“, be-
ruhigt Hadschieff. Die meisten
wären eben über die Firma ein
Mitglied der Wirtschaftskam-
mer und würden als kleine
GmbH nur die Grundumlage
zahlen. „Das sind wenige hun-
dert Euro im Jahr.“ Größere

Zentren zahlten mehr, könn-
ten sich das aber auch leisten.
Die Ärzte selbst wären dann
meist bei der eigenen Firma
angestellt und als Ärzte weiter
Mitglied in der Ärztekammer.
Diese verliere laut Hadschieff
also „nicht die Vertretungs-
befugnis fürdieÄrzte“.Unddie
Möglichkeit von Kassenverträ-
genfürdieÄrzte-GmbHseiVer-
handlungssache mit den So-
zialversicherungsträgern, aber
kein rechtliches Problem.

Einziges Problem, zumin-
dest für die Standesvertre-
tung: Die Ärzte zahlten in
Summe durch die Doppel-
lösung wahrscheinlich weni-
ger Kammerumlage als jetzt –
wenn sie sich etwa zum
Mindestlohn selbst anstellen.
Denn die Ärztekammerum-
lage orientiert sich am Ein-
kommen aus der ärztlichen
Leistung, nicht an den Ge-
winnen aus etwaigen Firmen-
beteiligungen der Ärzte. „Ich
denke aber“, ist Hadschieff zu-
versichtlich, „dass es möglich
ist, eine vernünftige Lösung
zwischen Wirtschafts- und
Ärztekammer zu finden, wenn
man offen miteinander redet.“

„Unser Gesundheitssystem
ist finanzierbar“: Chat

auf derStandard.at/Gesundheit
In Deutschland gab es großangelegte Ärztestreiks – in Öster-
reich stehen sie als Ultima Ratio im Raum. Foto: AP/Schulz

Ärzte warnen vor ambulanten Versorgungszentren, plädieren aber für Mediziner-GmbH

Die Ärzte proben den Aufstand gegen
die Gesundheitsministerin: Mit einem Informa-
tionstag warnten sie vor einer Verstaatlichung
des Gesundheitssystems. Doch nicht alle Ärzte

protestierten besonders leidenschaftlich.
Lokalaugenscheine in zwei Ordinationen.

ren durch Gesetzesnovellen
seit dem Jahr 2000 Millionen
von Euro. Und wir werden
nun gezwungen, zu rationie-
ren.“ Dass es im österrei-
chischen Gesundheitssystem
Reformen braucht, bestreitet
aber auch der Ärztevertreter
nicht. Mit den Gruppenpraxen
könnte er sich durchaus an-
freunden, auch die Ärztekam-
mer hat dagegen nichts einzu-
wenden (siehe Artikel unten).

Längst nicht alle Ärzte sind
aber mit so viel Engagement
dabei wie Rudolf Hainz. Peter

„Die können nicht einfach drüberfahren“

Wien – Das Wartezimmer von
Dr. Rudolf Hainz, Allgemein-
mediziner im 22. Wiener Be-
zirk, ist an diesem Donnerstag
wie immer vollbesetzt. Aus
den Lautsprechern kommt
Panflöten-Gesäusel, an der
Wand hängen Bilder in Pas-
tellfarben, imFernsehen infor-
miert Med-TV über alternative
Behandlungsmethoden. Die
Wartenden blättern entweder
in Kleinformaten oder unter-
halten sich im Flüsterton über
das Wetter, das später zu ko-
chende Mittagessen oder den
neuen Freund der Nachbarin
im Gemeindebau.

Die schwarzen Plakate mit
den großen roten und weißen
Lettern passen so gar nicht in
das friedliche Bild: „NEIN
zur Staatsmedizin“, verkün-
densie.Und: „Ab2008will der
Staat über Ihre ärztliche Ver-
sorgung bestimmen.“ Denn
der 8. November wurde offi-
ziell zum Ärzte-Protesttag er-
hoben.

Gespräch und Flugblatt
Nach der Behandlung beim

Herrn Doktor gibt es heute ein
Flugblatt und ein persönliches
Gespräch, in dem der Hausarzt
über den Grund des Protestes
informiert: Die ambulanten
Versorgungszentren (AVZ)
drohen in die Realität umge-
setzt zu werden, erzählt Doktor
Hainz seinen Patienten. Und
damit gebe es eine schlechtere
und unpersönliche Versor-
gung, die rein nach wirtschaft-
lichen Kriterien funktioniert,
befürchten die Ärztevertreter.

Im Wartezimmer will das
niemand. Dr. Hainz ist in der
Gegend eine Institution: „Seit
27 Jahren komme ich hierher.
DerHerrDoktor verstehtmich,
ichkann ihmalles erzählen. Er
weiß, gegen welche Medika-
mente ich allergisch bin und
was bei mir am besten hilft“,

erzählt Aloisia Propper. All-
seits beifälliges Nicken. „Mei-
ne ganze Familie kommt hier
her. EinArztbesuch ist einfach
Vertrauenssache. Die können
doch nicht einfach so über die
Bevölkerung drüberfahren –
kein Patient will Massenabfer-
tigung in Ambulanzen“, teilt
die Patientin die Befürchtung
ihres Hausarztes.

Die Resonanz auf den Ärz-
te-Protesttag habe ihn positiv
überrascht, erzählt Hainz, der
auch stellvertretender Kurien-
Obmann der niedergelassenen
Ärzte in der Wiener Ärztekam-
mer ist. Nicht zuletzt des-
wegenüberlegendieÄrzte, ein
Volksbegehren zu initiieren –
diePatientenwissen sie auf ih-
rerSeite: „EineUmfragehat er-
geben, dass 40 Prozent der Be-
völkerung sogar für einen
Streik Verständnis hätten“,
sagt Hainz.

„Schlechter Scherz“
Er dachte anfangs, die ange-

kündigten Pläne von Gesund-
heitsministerin Andrea Kdol-
sky (ÖVP) seien ein „schlech-
ter Scherz“, erzählt er im Ge-
spräch mit dem Standard. Die
Pläne für die AVZ sind nun
wieder vom Tisch – Ärztekam-
mer-Präsident Walter Dorner
hatte Ende Oktober eine ent-
sprechende Vereinbarung mit
der Gesundheitsministerin
unterzeichnet, danach wurde
ein ursprünglich geplanter
Streiktag abgesagt. Dennoch
sei die derzeit gültige 15a-Fi-
nanzvereinbarung zwischen
Bund und Ländern eine „ti-
ckende Zeitbombe“, befürch-
tet Hainz. Österreichs Ärzte
seien daher in erhöhte Alarm-
bereitschaft versetzt.

Denn mit den AVZ würde
der Fokus im Gesundheitssys-
tem weg vom Menschen und
hin zu den Finanzen gehen,
befürchtet Hainz. Die Ärzte
würden ja jetzt schon gezwun-
gen, ständig zu sparen: „Die
Gebietskrankenkassen verlie-

Peitl, Allgemeinmediziner im
zweiten Wiener Gemeindebe-
zirk, fühlt sich nicht ausrei-
chend über den Protesttag in-
formiert. Er habe lediglich ein
Plakat erhalten, das er auch in
die Ordination gehängt hat,
„um die Patienten aufzuklä-
ren“. Darüber hinaus verläuft
sein Praxisbetrieb an diesem
Donnerstag genauso wie an al-
len anderen Tagen auch, er-
zählt er dem Standard.

Natürlich, wenn ihn ein Pa-
tient auf den Protesttag an-
spricht, dann erklärt er schon,
worum es der Ärztekammer
mit diesem Signal geht.
Schließlich teilt Peitl ja auch
selbst die Besorgnis, „dass wir
mit den allgemeinen Versor-
gungszentren eine gewisse
Selbstständigkeit verlieren“.
Er warnt auch davor, dass –
wenn es nach den Plänen
des Gesundheitsministeriums
geht – die Behandlung für den
einzelnen Patienten unper-
sönlicher werde. Denn ob man
auch in einer Gruppenpraxis

immer zu Herrn Doktor Peitl
gelange, wenn man es denn
wolle, das sei fraglich.

Trotzdem: Professioneller
Agitator ist Peitl in dieser Sa-
che nicht. Er absolviert die
Pflicht (mit Plakat und Ge-
spräch), aber nicht die Kür
(Aktionismus wie z. B. Warte-
zimmeransprachen), da er ja
auch nicht ausreichend über
denAblauf desProtesttages in-
formiert worden sei. Ob er ge-
streikt hätte, wenn es dazu ge-
kommen wäre? „Vielleicht“,
aber dazu sei es in all den Jah-
ren der Ankündigung ohnehin
noch nie gekommen. So weit
reiche nämlich die Ärztesoli-
darität nicht. Und wenn nur
ein Teil die Arbeit niederlegt,
sind automatisch die anderen
die Dummen.

„Offensiv aufklären“
Der Protesttag soll der Auf-

takt sein für einen breiten
gesellschaflichen Diskurs über
das Gesundheitswesen, er-
klärte Ärztekammer-Präsident

Dorner am Donnerstag. „Die
Bevölkerung hat ein Recht, zu
erfahren,was sie erwartet, und
es ist höchste Zeit für die Po-
litik, offensiv über diesen Sys-
temwandel aufzuklären und
die Bevölkerung in den Dialog
einzubinden.“ Bisher liefe die-
ser Wandel nämlich aus-
schließlich im Stillen ab.

Dorner beklagteweiter, dass
sowohl Bundeskanzler Alfred
Gusenbauer (SPÖ) als auch
Vizekanzler Wilhelm Molterer
(ÖVP) der Bitte der Ärztekam-
mer um gemeinsame Gesprä-
che bisher nicht nachgekom-
men seien. „Wir stehen Ge-
wehr bei Fuß, haben aber trotz
wiederholter Vorstöße bisher
keine Gesprächstermine er-
halten“, bedauerte der Ärzte-
kammer-Präsident.

Lesen Sie morgen:
Neun Länder, zehn Gesetze –

wie sich der Föderalismus
im Spitalswesen auswirkt.
Die Serie zum Nachlesen:

derStandard.at/
Gesundheitsserie
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Aloisia Propper wird von ihrem langjährigen Hausarzt Rudolf Hainz über die Befürchtungen der Ärzte informiert – und hat
volles Verständnis: „Kein Patient will Massenabfertigung in Ambulanzen.“ Foto: Newald


